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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für gesamtdeutsche und Berliner Fragen 

(4. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache IV/2570 — 

betr. Förderung des Besuchsreiseverkehrs aus dem Sowjet- 
sektor von Berlin und der Sowjetzone 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Gradl 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 138. Sitzung 
am 16. Oktober 1964 den Antrag — Drucksache 
IV/2570 — zur federführenden Beratung an den 
Ausschuß für gesamtdeutsche und Berliner Fragen | 
und zur Mitberatung an den Ausschuß für Sozial- 
politik überwiesen. Diese Ausschüsse haben ihn am 
22. Oktober 1964 beraten. 

Das Thema dieses Antrages ist für das deutsche 
Volk beiderseits der Demarkationslinie und der Ber- 
liner Sektorengrenze von größter Bedeutung. Wir 
erwarten im Bundesgebiet einschließlich Berlin 
(West) den Besuch vieler Bewohner des sowjeti- 
schen Besatzungsgebietes, denen von der Gegenseite ! 
nach einer vor kurzem ergangenen Regelung gestat- 
tet wird, sich für vier Wochen bei uns aufzuhalten. 
Wenn wir auch bedauern, daß der Personenkreis 
begrenzt ist, dem die Reise zu uns gestattet sein 
wird, so begrüßen wir doch alle Möglichkeiten zu 
persönlichen Kontakten in unserem gewaltsam ge- 
teilten Volk. Deshalb bemühen wir uns, zu unserem 
Teil die Voraussetzungen für möglichst viele Be- 
suche zu schaffen. Denn tatsächlich reicht die Erlaub- 
nis, das sowjetische Besatzungsgebiet zu verlassen, 
keineswegs aus, um die Reise zu unternehmen. Den 
Reisenden wird es nicht erlaubt sein, sich selbst mit 
den nötigen Geldmitteln für einen längeren Aufent- 
halt zu versehen. Sie werden praktisch mittellos die 
Trennungslinien überschreiten und für ihren Auf- 
enthalt hier auf das angewiesen sein, was ihnen 
ihre Gastgeber, ihre Verwandten und Freunde zu- 
teil werden lassen und was ihnen von öffentlicher 
Seite hinzugegeben wird. Die Besucher — alte und 
invalide Menschen — sind mindestens in dreierlei 
Hinsicht auf Hilfe angewiesen, einmal hinsichtlich 1 


ihres Lebensunterhalts und ihres persönlichen Be- 
darfs, zweitens hinsichtlich der Fürsorge für ihren 
Gesundheitszustand und drittens hinsichtlich der 
t Reisekosten. 

Die Bundesregierung hat sofort nach Bekannt- 
werden der Regelung begonnen, zweckentsprechende 
Maßnahmen einzuleiten. Der Ausschuß für gesamt- 
deutsche und Berliner Fragen war daher in der Lage, 
sehr bald nach der Überweisung des Antrages, über 
dessen Tendenz und Inhalt es Meinungsverschieden- 
heiten unter den Fraktionen nicht gibt, Berichte der 
Bundesregierung über das Veranlaßte entgegenzu- 
nehmen und sich mit ihnen auseinanderzusetzen. 

Hinsichtlich der Kosten des Lebensunterhalts und 
des persönlichen Bedarfs hat die Bundesregierung 
beschlossen, jedem Reisenden einen Zuschuß an Bar- 
geld zu geben. Sie will damit die Situation der 
Gäste >im Verhältnis zu ihren Gastgebern und unse- 
rer Umwelt nicht nur materiell, sondern auch mora- 
lisch stärken. Der einzelne soll nicht jeden Pfennig, 
den er ausgeben möchte, von seinen Verwandten 
und Freunden erbitten müssen. Der Ausschuß, des- 
sen Mitglieder sich ohne Ausnahme ebenfalls für 
die Zuschüsse ausgesprochen haben, empfiehlt der 
Bundesregierung, einen Betrag von 50 DM je Person 
vorzusehen und auf jegliche Bedürftigkeitsprüfung 
zu verzichten. Er stellt weiter mit Genugtuung fest, 
daß auch die Gemeinden in dankenswerter Weise 
beabsichtigen, Hilfe zu leisten, und empfiehlt der 
Bundesregierung, zusammen mit den Regierungen 
der Länder, dieses Bestreben zu fördern und gemein- 
same und erfolgversprechende Regeln für die Durch- 
| führung auch dieser Aktion zu suchen. 
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Hinsichtlich der Fürsorge für die Gesundheit, die 
schon darum unter allen Umständen besonders um- 
fassend zu gewähren ist, weil es sich bei unseren 
Gästen um alte und invalide Menschen handelt, 
wünscht der Ausschuß, daß die Gäste keinen gerin- 
geren Schutz genießen als die Rentner in der Bun- 
desrepublik. Er hat daher einen entsprechenden 
Vorschlag des mitberatenden Ausschusses für Sozial- 
politik übernommen, den dieser aufgrund eines 
Antrages der Vertreter aller Fraktionen einstimmig 
beschlossen hat. 

Hinsichtlich der Fahrkosten der Besucher hat der 
Ausschuß mit Befriedigung von der Mitteilung der 
Bundesregierung Kenntnis genommen, daß sie diese 
Kosten übernehmen will. Auch hier geht der Aus- 
schuß davon aus, daß keinerlei Bedürftigkeitsprü- 


fung stattfinden wird. Er hat darauf verzichtet, prä- 
zise Wünsche bezüglich des Verfahrens zu formu- 
lieren, nach dem die Fahrkosten erlassen oder er- 
stattet werden, und es vorgezogen, die Regelung 
der sachverständigen Entscheidung der zuständigen 
Stellen zu überlassen. 

Uber die Finanzierung aller Maßnahmen der Bun- 
desregierung zur Unterstützung der Besuche hat der 
Ausschuß sich von der Bundesregierung berichten 
lassen, daß sie stets genügend Mittel bereitstellen 
wird, so daß keinesfalls irgendeine notwendige 
Maßnahme aus Mangel an Mitteln unterbleiben muß. 
Der Ausschuß verzeichnet diese Erklärung mit Ge- 
nugtuung und sieht sich daher in der Lage, den 
Punkt 2 des Antrages fallen zu lassen. 


Bonn, den 23. Oktober 1964 


Dr. Gradl 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, 

zur Erleichterung und Förderung von Besuchsreisen 
aus dem Sowjetsektor von Berlin und der Sowjet- 
zone und damit zur Förderung der persönlichen, ins- 
besondere familiären Beziehungen der Deutschen, 
die durch Zonen- und Sektorengrenzen voneinander 
getrennt sind, 

1. die Verwaltungsanweisungen so zu gestalten, 
daß die örtlichen Verwaltungsbehörden in der 
Lage Sind, die Anträge von Besuchern auf Reise- 
kostenzuschüsse und andere Hilfe schnell und in 
großzügiger Weise zu entscheiden, 

2. den Besuchern Krankenpflege einschließlich 
Krankenhanspflege im Sinne des Krankenver- 
sicherungsrechts zu gewähren. Diese Leistungen 
sollen in gleicher Weise wie Leistungen der Rent- 
nerkrankenversicherung als Auf tragsang elegen- 
iheiten gemäß § 363 a RVO gelten. Die dazu er- 
forderlichen Mittel einschließlich des Verwal- 
tungsaufwands sind den Krankenkassen vom 
Bund zu erstatten. Die Leistungen sollen durch 
die am Besuchsort zuständige Allgemeine Orts- 
kraiikenkasse und, wo eine solche nicht besteht, 
durch die Landlkrankenkasse gewährt werden. 


Bonn, den 23. Oktober 1964 


Der Ausschuß für gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen 

Wehner Dr. Gradl 

Vorsitzender Berichterstatter 
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